
GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 51/2002

vom Rat festgelegt am 26. Juli 2002

im Hinblick auf den Erlass der Entscheidung 2002/. . ./EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom . . . über ein gemeinschaftliches Aktionsprogramm zur Verbesserung der Funktions-

weise der Steuersysteme im Binnenmarkt (Fiscalis-Programm 2003—2007)

(2002/C 228 E/04)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft, insbesondere auf Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Im Binnenmarkt ist die wirksame, einheitliche und effi-
ziente Anwendung des Gemeinschaftsrechts für das Funk-
tionieren der Steuersysteme von wesentlicher Bedeutung,
insbesondere für den Schutz der finanziellen Interessen
der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft durch Bekämp-
fung von Steuerhinterziehung und Steuervermeidung, die
Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen und den Ab-
bau des Aufwands für Behörden und Steuerzahler. Auf
dieses Ziel muss die Gemeinschaft in Partnerschaft mit
den Mitgliedstaaten hinarbeiten.

(2) Die Entscheidung Nr. 888/98/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 30. März 1998 über ein
gemeinschaftliches Aktionsprogramm zur Verbesserung
der Systeme der indirekten Besteuerung im Binnenmarkt
(Fiscalis-Programm) (4) hat im Zeitraum 1998—2002 in
erheblichem Maße zur Erreichung dieser globalen Ziele
beigetragen. Daher wird es als zweckmäßig angesehen,
das Fiscalis-Programm für weitere fünf Jahre fortzuführen.

(3) Eine wirksame, effiziente und umfassende Zusammen-
arbeit der gegenwärtigen und der künftigen Mitgliedstaa-
ten untereinander und mit der Kommission ist für das
Funktionieren der Steuersysteme im Binnenmarkt von Be-
deutung.

(4) Die Erfahrungen der Gemeinschaft mit dem Fiscalis-Pro-
gramm haben gezeigt, dass durch Austauschmaßnahmen,
Seminare und multilaterale Prüfungen die Programmziele
erreicht werden können, indem Beamte verschiedener na-
tionaler Verwaltungen in ihrer beruflichen Tätigkeit zu-
sammengeführt werden. Daher sollten diese Aktivitäten
fortgeführt, jedoch auf Steuern auf Einkommen, Ver-
mögen und Versicherungsprämien erweitert werden.

(5) Die Schaffung und Nutzung einer Infrastruktur für die
Kommunikation und den Informationsaustausch ist für
die Stärkung der Steuersysteme in der Gemeinschaft von
entscheidender Bedeutung. Insbesondere das MWSt.-Infor-
mationsaustauschsystem (MIAS) gemäß der Verordnung
(EWG) Nr. 218/92 des Rates vom 27. Januar 1992 über
die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden auf dem
Gebiet der indirekten Besteuerung (MWSt.) (5) hat gezeigt,
welche Bedeutung die Informationstechnologie für die Si-
cherung der Steuereinnahmen bei gleichzeitiger Verringe-
rung des Verwaltungsaufwands hat.

(6) Ein den Steuerbeamten gemeinsamer hoher Kenntnisstand
in Bezug auf das Gemeinschaftsrecht und seine Umset-
zung in den gegenwärtigen und den künftigen Mitglied-
staaten ist von wesentlicher Bedeutung für die einheitliche
Anwendung des Gemeinschaftsrechts. Dies kann nur
durch wirksame Einführungs- und Fortbildungsmaßnah-
men erreicht werden, die von den gegenwärtigen und
künftigen Mitgliedstaaten durchgeführt werden. Ergän-
zende Gemeinschaftsmaßnahmen zur Koordinierung und
Stimulierung dieser Schulungen sind von Nutzen.

(7) Die mit dem Fiscalis-Programm gesammelten Erfahrungen
haben gezeigt, dass durch die koordinierte Ausarbeitung
und Durchführung eines gemeinsamen Fortbildungspro-
gramms die Ziele dieses Programms erfüllt werden kön-
nen, insbesondere indem der Kenntnisstand in Bezug auf
das Gemeinschaftsrecht verbessert wird.

(8) Ausreichende Sprachkenntnisse der für Steuern zuständi-
gen Beamten haben sich als wichtig erwiesen, um die
Zusammenarbeit zu erleichtern. Die Teilnehmerländer
sollten daher ihren Beamten die erforderliche Sprachschu-
lung zukommen lassen.

(9) Zwar sind in erster Linie die Teilnehmerländer für das
Erreichen dieser Ziele zuständig, doch bedarf es zusätzli-
cher Gemeinschaftsmaßnahmen zur Koordinierung sol-
cher Aktivitäten sowie für die Bereitstellung einer Infra-
struktur und die Vermittlung der erforderlichen Anstöße.
Da nicht alle Ziele der in dieser Entscheidung niedergeleg-
ten Maßnahmen in ausreichendem Maße auf der Ebene
der Teilnehmerländer erreicht werden können und daher
wegen des Umfangs und der Wirkungen der Aktion besser
auf Gemeinschaftsebene zu erreichen sind, kann die Ge-
meinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags
niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entspre-
chend dem in demselben Artikel genannten Verhältnis-
mäßigkeitsprinzip geht diese Entscheidung nicht über
das für die Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hi-
naus.
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(10) In dieser Entscheidung wird für die gesamte Laufzeit des
Programms ein Finanzrahmen festgelegt, der für die Haus-
haltsbehörde im Rahmen des jährlichen Haushaltsverfah-
rens den vorrangigen Bezugsrahmen im Sinne von Num-
mer 33 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 6. Mai
1999 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat
und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die
Verbesserung des Haushaltsverfahrens (1) bildet.

(11) Die zur Durchführung dieser Entscheidung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertragenen
Durchführungsbefugnisse (2) erlassen werden —

HABEN FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

ANWENDUNGSBEREICH UND ZIELE

Artikel 1

Fiscalis-Programm 2007

(1) Für den Zeitraum vom 1. Januar 2003 bis 31. Dezember
2007 wird hiermit ein mehrjähriges gemeinschaftliches Akti-
onsprogramm (Fiscalis 2003—2007), nachfolgend als „Pro-
gramm“ bezeichnet, zur Verbesserung der Funktionsweise der
Steuersysteme im Binnenmarkt aufgelegt.

(2) Die Programmaktivitäten erstrecken sich auf

a) Kommunikations- und Informationsaustauschssysteme;

b) multilaterale Prüfungen in den Mitgliedstaaten und denjeni-
gen Bewerberländern, die entweder miteinander oder mit
Mitgliedstaaten bilaterale oder multilaterale Übereinkommen
abgeschlossen haben, die solche Aktivitäten ermöglichen;

c) Seminare;

d) Austauschmaßnahmen;

e) Schulungsmaßnahmen;

f) sonstige Arbeitstagungen, Besuche oder ähnliche Aktivitäten
im Rahmen der in Artikel 3 genannten Ziele des Pro-
gramms, über die fallweise nach dem in Artikel 14 Absatz
2 genannten Verfahren entschieden wird.

Artikel 2

Definitionen

Im Sinne dieser Entscheidung bezeichnet der Ausdruck

a) „Steuern“ folgende in den Teilnehmerländern angewandten
Steuern:

i) Mehrwertsteuer;

ii) Verbrauchsteuern auf Alkohol, Tabakwaren und Mine-
ralöle;

iii) Einkommen- und Vermögenssteuern gemäß Artikel 1
Absatz 2 der Richtlinie 77/799/EWG des Rates vom
19. Dezember 1977 über die gegenseitige Amtshilfe
zwischen den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
im Bereich der direkten Steuern (3);

iv) Steuern auf Versicherungsprämien gemäß Artikel 3 der
Richtlinie 76/308/EWG des Rates vom 15. März 1976
über die gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung
von Forderungen in Bezug auf bestimmte Abgaben, Zöl-
le, Steuern und sonstige Maßnahmen (4);

b) „Verwaltung“ die staatlichen Behörden in den Teilnehmer-
ländern, die für die Anwendung der Steuern zuständig sind;

c) „Teilnehmerländer“ die Mitgliedstaaten und die in Artikel 4
bezeichneten Länder, die tatsächlich an dem Programm teil-
nehmen;

d) „Beamter“ einen Bediensteten der Verwaltung;

e) „Austausch“ einen im Rahmen des Programms organisierten
Arbeitsaufenthalt eines Verwaltungsbeamten in einem ande-
ren Teilnehmerland;

f) „multilaterale Prüfung“ eine koordinierte Prüfung des steu-
erlichen Verhaltens eines Steuerpflichtigen oder mehrerer
zusammenhängender Steuerpflichtiger, die von mehreren
Teilnehmerländern organisiert wird und von gemeinsamem
oder komplementärem Interesse ist.

Artikel 3

Ziele

(1) Das globale Ziel des Programms besteht in der Verbes-
serung des reibungslosen Funktionierens der Steuersysteme im
Binnenmarkt durch Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen
den Teilnehmerländern, ihren Verwaltungen und Beamten.

(2) Besondere Ziele des Programms sind:

a) im Bereich der Mehrwertsteuer und der Verbrauchsteuer:

i) Schaffung der Voraussetzungen dafür, dass die Beamten
einen gemeinsamen hohen Kenntnisstand in Bezug auf
das Gemeinschaftsrecht und seine Umsetzung in den
Mitgliedstaaten erwerben;

ii) Gewährleistung einer effizienten, wirksamen und umfas-
senden Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten;
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iii) stetige Verbesserung der Verwaltungsverfahren zur Be-
rücksichtigung der Bedürfnisse der Verwaltungen und
der Steuerzahler durch Entwicklung und Verbreitung
von bewährten Verwaltungspraktiken;

b) im Bereich der direkten Steuern:

Unterstützung des Informationsaustauschs im Rahmen der
gegenseitigen Amtshilfe und Sensibilisierung für die Ge-
meinschaftsvorschriften im Bereich der direkten Steuern;

c) im Bereich der Steuern auf Versicherungsprämien:

Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den Mitglied-
staaten zur Gewährleistung einer besseren Anwendung der
geltenden Vorschriften;

d) in Bezug auf die Bewerberländer:

Berücksichtigung der besonderen Erfordernisse der Bewer-
berländer, damit sie die im Hinblick auf den Beitritt erfor-
derlichen Maßnahmen im Bereich des Steuerrechts und der
Verwaltungsstrukturen ergreifen.

(3) Der Aktionsplan des Programms wird jährlich nach dem
in Artikel 14 Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt.

Artikel 4

Teilnahme der Bewerberländer

Die Teilnahme an dem Programm steht folgenden Ländern
offen:

a) den assoziierten Ländern Mittel- und Osteuropas gemäß den
Bedingungen, die in den Europa-Abkommen, in den Zusatz-
protokollen sowie in den Entscheidungen der jeweiligen As-
soziationsräte niedergelegt sind;

b) Malta, Türkei und Zypern auf der Grundlage der mit diesen
Ländern geschlossenen bilateralen Abkommen.

KAPITEL II

PROGRAMMAKTIVITÄTEN

Artikel 5

Kommunikations- und Informationsaustauschsysteme

(1) Die Kommission und die Teilnehmerländer stellen sicher,
dass die folgenden Kommunikations- und Informationsaus-
tauschsysteme einsatzbereit sind, soweit ihr Betrieb im Rahmen
des Gemeinschaftsrechts erforderlich ist:

a) gemeinsames Kommunikationsnetz/gemeinsame System-
schnittstelle (CCN/CSI), soweit dies zur Unterstützung der

Funktionsfähigkeit der anderen in diesem Absatz bezeichne-
ten Systeme erforderlich ist;

b) Mehrwertsteuer-Informationsaustauschsystem (MIAS) und
die zugehörigen Systeme zur Übermittlung von Mitteilun-
gen;

c) System zur Kontrolle der Beförderung verbrauchsteuer-
pflichtiger Waren;

d) Verbrauchsteuer-Frühwarnsystem;

e) Verbrauchsteuertabellen;

f) neue Kommunikations- und Informationsaustauschsysteme,
die nach dem in Artikel 14 Absatz 2 genannten Verfahren
bestimmt werden, wenn das Gemeinschaftsrecht dies erfor-
dert.

(2) Die Gemeinschaftselemente der Kommunikations- und
Informationsaustauschsysteme umfassen die für alle Teilneh-
merländer einheitliche Hardware, Software und die Vernetzung,
damit der Verbund und die Interoperabilität der Systeme un-
abhängig davon gewährleistet sind, ob diese in Räumen der
Kommission (oder eines beauftragten Subunternehmers) oder
in Räumen der Teilnehmerländer (oder eines beauftragten Sub-
unternehmers) installiert sind. Die Kommission schließt die
notwendigen Verträge, um die Betriebsfähigkeit dieser Elemente
im Namen der Gemeinschaft zu gewährleisten.

(3) Die Nicht-Gemeinschaftselemente umfassen die zu den
Kommunikations- und Informationsaustauschsystemen gehö-
renden einzelstaatlichen Datenbanken, die Vernetzung zwi-
schen Gemeinschafts- und Nicht-Gemeinschaftselementen so-
wie die Soft- und Hardware, die die betreffenden Teilnehmer-
länder für erforderlich erachten, um diese Systeme in ihrer
gesamten Verwaltung in vollem Umfang nutzen zu können.
Die Teilnehmerländer gewährleisten die Betriebsfähigkeit der
Nicht-Gemeinschaftselemente und die Interoperabilität dieser
Elemente mit den Gemeinschaftselementen.

(4) Die Kommission koordiniert in Zusammenarbeit mit den
Teilnehmerländern die Aspekte der Einrichtung und der Funk-
tionsweise der Gemeinschafts- und Nicht-Gemeinschaftsele-
mente der in Absatz 1 aufgeführten Systeme bzw. Infrastruktur.

Artikel 6

Multilaterale Prüfungen

Die Teilnehmerländer wählen unter den von ihnen organisier-
ten multilateralen Prüfungen diejenigen aus, deren Kosten nach
Artikel 11 von der Gemeinschaft übernommen werden. Zu
diesen Prüfungen gehört auf jeden Fall die Prüfung hinsichtlich
der Mehrwertsteuer- und/oder Verbrauchsteuerpflicht.

Die Teilnehmerländer übermitteln der Kommission jährlich Be-
richte über diese Prüfungen und ihre Bewertungen.
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Artikel 7

Seminare

Die Kommission und die Teilnehmerländer veranstalten ge-
meinsam Seminare, an denen Beamte aus den Verwaltungen,
Vertreter der Kommission und erforderlichenfalls andere Exper-
ten teilnehmen.

Artikel 8

Austausch von Beamten

(1) Die Kommission und die Teilnehmerländer organisieren
Austauschmaßnahmen für Beamte. Die Dauer eines Austauschs
darf einen Monat nicht überschreiten. Jeder Austausch ist auf
eine bestimmte Berufstätigkeit auszurichten, von den betreffen-
den Beamten und Verwaltungen angemessen vorzubereiten und
nach Abschluss der Maßnahme zu bewerten. Die aufnehmende
Verwaltung kann mit entsprechender Begründung die Zahl der
Teilnehmer am Austausch begrenzen, wenn der Umfang der
eingegangenen Anträge der Vorbereitung und angemessenen
Durchführung entgegensteht.

(2) Die Teilnehmerländer treffen die erforderlichen Maßnah-
men, damit sich die Austauschbeamten effektiv an den Aktivi-
täten der aufnehmenden Verwaltung beteiligen können. Dazu
werden diese Beamten ermächtigt, die Aufgaben zu erfüllen, die
sich aus den Pflichten ergeben, die ihnen von der aufnehmen-
den Verwaltung im Rahmen ihres Rechtssystems übertragen
werden.

(3) Für die Dauer des Austauschs unterliegt der Austausch-
beamte bei der Ausübung seiner Amtsgeschäfte denselben Vor-
schriften über die zivilrechtliche Haftung wie die Beamten der
aufnehmenden Verwaltung. Für die Austauschbeamten gelten
dieselben Regeln über das Berufsgeheimnis wie für die Beamten
der aufnehmenden Verwaltung.

(4) Die Teilnehmerländer können diesen Austausch auf Be-
amte beschränken, die für die Bereiche Mehrwertsteuer und/
oder Verbrauchsteuern verantwortlich sind.

Artikel 9

Fortbildung

(1) Die Teilnehmerländer treffen in Zusammenarbeit mit der
Kommission folgende Maßnahmen zur Förderung einer struk-
turierten Zusammenarbeit zwischen ihren Fortbildungseinrich-
tungen und den Beamten, die in den Verwaltungen für die
Fortbildung im Bereich der Steuern zuständig sind:

a) Sie entwickeln die bestehenden Fortbildungsprogramme
weiter und arbeiten gegebenenfalls neue Programme aus,
um so einen gemeinsamen Grundstock für die Schulung
der Beamten zu schaffen und es ihnen zu ermöglichen,
die erforderlichen gemeinsamen beruflichen Fähigkeiten
und Kenntnisse zu erwerben.

b) Sie machen gegebenenfalls Fortbildungsmaßnahmen im Be-
reich der Steuern, die die Teilnehmerländer jeweils für ihre
eigenen Beamten organisieren, Beamten aus allen Teilneh-
merländern zugänglich.

c) Sie entwickeln die erforderlichen gemeinsamen Instrumente
für die Fortbildung im Bereich der Steuern.

(2) Die Teilnehmerländer sorgen ferner dafür, dass ihre Be-
amten gemäß den gemeinsamen Fortbildungsprogrammen die
einführenden bzw. weiterführenden Schulungen erhalten, die
erforderlich sind, um den gemeinsamen Stand in Bezug auf
berufliche Fähigkeiten und Kenntnisse zu erreichen, und dass
diese Beamten zudem die für den Erwerb ausreichender Sprach-
kenntnisse erforderliche Sprachschulung erhalten.

KAPITEL III

FINANZVORSCHRIFTEN

Artikel 10

Finanzrahmen

Als Finanzrahmen für die Durchführung des Programms wird
für den Zeitraum vom 1. Januar 2003 bis 31. Dezember 2007
ein Betrag von 44 Mio. EUR festgesetzt. Die jährlichen Haus-
haltsmittel werden von der Haushaltsbehörde unter Beachtung
der jeweiligen Finanziellen Vorausschau bewilligt.

Artikel 11

Kosten

(1) Die Kosten für die Durchführung des Programms werden
gemäß den Absätzen 2, 3, 4 und 5 zwischen der Gemeinschaft
und den Teilnehmerländern aufgeteilt:

(2) Die Gemeinschaft übernimmt folgende Kosten:

a) Kosten für Entwicklung, Erwerb, Installation und Wartung
der Gemeinschaftselemente der Kommunikations- und Infor-
mationsaustauschsysteme im Sinne von Artikel 5 sowie für
den laufenden Betrieb dieser Gemeinschaftselemente;

b) Reise- und Aufenthaltskosten im Zusammenhang mit multi-
lateralen Prüfungen, Seminaren, dem Austausch von Beam-
ten und Schulungsmaßnahmen;

c) Kosten für die Veranstaltung von Seminaren und die Ent-
wicklung von Schulungsinstrumenten;

d) Kosten für Studien, die von dritter Seite unter Wahrung der
Vertraulichkeit der Daten zur Evaluierung der Wirkung des
Programms vorgenommen werden;

e) die Kosten sonstiger Aktivitäten im Sinne von Artikel 1
Absatz 2 Buchstabe f).

(3) Die Kommission legt entsprechend der Haushaltsord-
nung vom 25. Juni 2002 für den Gesamthaushaltsplan der
Europäischen Gemeinschaften (1) die Regeln für die Übernahme
der Kosten fest und teilt sie den Teilnehmerländern mit.

(4) Die Kommission ergreift nach dem in Artikel 14 Absatz
2 genannten Verfahren die für die Bewirtschaftung der Mittel
des Programms erforderlichen Maßnahmen.
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(5) Die Teilnehmerländer übernehmen folgende Kosten:

a) die Kosten für Entwicklung, Erwerb, Installation und War-
tung der Nicht-Gemeinschaftselemente der Kommunikati-
ons- und Informationsaustauschsysteme im Sinne von Arti-
kel 5 sowie für den laufenden Betrieb dieser Nicht-Gemein-
schaftselemente;

b) die Kosten für Einführungs- bzw. Fortbildungsmaßnahmen
einschließlich der Sprachschulung für ihre Beamten.

Artikel 12

Finanzkontrolle

Finanzierungsbeschlüsse der Gemeinschaft sowie Übereinkom-
men oder Verträge, die sich aus dieser Entscheidung ergeben,
unterliegen der Finanzkontrolle gemäß den Gemeinschaftsvor-
schriften über die Finanz- und Haushaltskontrolle.

KAPITEL IV

SONSTIGE BESTIMMUNGEN

Artikel 13

Durchführung

Die zur Durchführung von Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe f),
Artikel 3 Absatz 3, Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f) und Artikel
11 Absatz 4 erforderlichen Maßnahmen werden nach dem in
Artikel 14 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen.

Artikel 14

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss mit der
Bezeichnung „Fiscalis-Ausschuss“ unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung
von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 15

Programmbegleitung und -bewertung

(1) Die Kommission legt dem Ausschuss nach Artikel 14
Absatz 1 jährlich einen Begleitbericht vor, aus dem für das
gesamte Programm der Stand hinsichtlich der Umsetzung
und der Ergebnisse in Bezug auf den jährlichen Aktionsplan
hervorgeht. Dieser Bericht wird auch dem Europäischen Par-
lament übermittelt.

Die Verwaltungen übermitteln der Kommission alle erforderli-
chen Angaben, damit die Begleitberichte so effizient wie mög-
lich erarbeitet werden können.

(2) Das Programm wird einer Zwischen- und einer Ab-
schlussbewertung unterzogen, die unter Verantwortung der

Kommission anhand der Begleitberichte und der von den Teil-
nehmerländern erstellten Bewertungen durchgeführt werden.
Die Effizienz und die Wirksamkeit des Programms werden an-
hand der in Artikel 3 aufgeführten Ziele bewertet. Die Bewer-
tungen werden anhand der in Absatz 3 genannten Berichte wie
folgt durchgeführt:

— Bei der Zwischenbewertung werden die ersten Ergebnisse
und Auswirkungen der Programmaktivitäten geprüft. Wei-
terhin wird die Inanspruchnahme der Haushaltsmittel, der
Ablauf der Begleitung und der Umsetzung beurteilt;

— mit der Abschlussbewertung werden Effizienz und Wirk-
samkeit der Programmaktivitäten beurteilt.

(3) Die Teilnehmerländer übermitteln der Kommission

a) bis zum 31. März 2005 eine Zwischenbewertung der Effi-
zienz und Wirksamkeit des Programms;

b) bis zum 31. März 2008 eine Abschlussbewertung der Effi-
zienz und Wirksamkeit des Programms.

(4) Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Par-
lament und dem Rat

a) bis zum 30. Juni 2005 eine Zwischenbewertung der Effi-
zienz und Wirksamkeit des Programms sowie eine Mittei-
lung über die Zweckmäßigkeit der Fortführung des Pro-
gramms, der gegebenenfalls ein entsprechender Vorschlag
beigefügt ist;

b) bis zum 30. Juni 2008 eine Abschlussbewertung der Effi-
zienz und Wirksamkeit des Programms.

Die unter den Buchstaben a) und b) genannten Berichte werden
dem Wirtschafts- und Sozialausschuss sowie dem Ausschuss
der Regionen zur Kenntnisnahme übermittelt.

(5) Die Bewertungsberichte nach Absatz 4 stützen sich
hauptsächlich auf die Bewertungen nach Absatz 3 und die
Begleitberichte nach Absatz 1.

Artikel 16

Inkrafttreten

Diese Entscheidung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 1. Januar 2003.

Artikel 17

Empfänger

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu . . .

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident

Im Namen des Rates

Der Präsident
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BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

1. Die Kommission hat dem Rat am 17. Januar 2002 eine Mitteilung (1) an das Europäische Parlament
und den Rat über die Zweckmäßigkeit der Fortführung des gemeinschaftlichen Aktionsprogramms
zur Verbesserung der Systeme der indirekten Besteuerung im Binnenmarkt mit einem Vorschlag für
eine Entscheidung des Europäischen Parlaments und des Rates über ein gemeinschaftliches Aktions-
programm zur Verbesserung der Funktionsweise der Steuersysteme im Binnenmarkt (Fiscalis 2007)
übermittelt. Dieser Vorschlag basiert auf Artikel 95 des Vertrags.

2. Das Europäische Parlament hat am 13. Juni 2002 in erster Lesung zu diesem Vorschlag Stellung
genommen (2).

3. Der Wirtschafts- und Sozialausschuss hat am . . . Stellung genommen (2).

4. Der Rat hat am 26. Juli 2002 einen gemeinsamen Standpunkt gemäß Artikel 251 des Vertrags
festgelegt.

II. ZWECK DES VORSCHLAGS

Zweck dieses Vorschlag ist die Fortführung des derzeitigen Programms Fiscalis (3) für einen weiteren
Fünfjahreszeitraum (1. Januar 2003 bis 31. Dezember 2007) sowie seine Ausweitung insbesondere auf
die direkte Besteuerung. Außerdem wird das Programm nun sowohl den Mitgliedstaaten als auch den
Bewerberländern offen stehen.

Der globale Zweck des Programms besteht in der Verbesserung des Funktionierens der Steuersysteme
im Binnenmarkt durch Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen den Behörden und den Beamten der
teilnehmenden Länder.

Besondere Ziele des Programms sind

— im Bereich der indirekten Besteuerung (Mehrwertsteuer und Verbrauchsteuer): im Wesentlichen
dieselben Ziele wie im laufenden Programm;

— im Bereich der direkten Besteuerung: Unterstützung des Informationsaustauschs im Rahmen der
gegenseitigen Amtshilfe und Sensibilisierung für die Gemeinschaftsvorschriften im Bereich der
direkten Steuern;

— im Bereich der Steuern auf Versicherungsprämien: Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den
Mitgliedstaaten zur Gewährleistung einer besseren Anwendung der bestehenden Vorschriften, und

— in Bezug auf die Bewerberländer: Berücksichtigung ihrer besonderen Erfordernisse zwecks Ausbau
ihrer Verwaltungskapazitäten und Durchführung der im Bereich des Steuerrechts erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsmaßnahmen sowie organisatorischen und technischen Maßnahmen.

III. ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

Der Rat unterstützt das globale Ziel des Kommissionsvorschlags, der Gemeinsame Standpunkt weicht
von diesem jedoch in einigen Punkten ab:

— die geplanten Aktivitäten wären klar zu definieren, insbesondere die „weiteren Aktivitäten“, die nun
entsprechend der Begründung des Kommissionsvorschlags präzisiert sind (Artikel 1);

— statt von Versicherungssteuern ist von Steuern auf Versicherungsprämien zu sprechen (Artikel 2);
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— es wäre klarzustellen, dass das globale Ziel des Programms in der Verbesserung des reibungslosen
Funktionierens der Steuersysteme im Binnenmarkt durch Verstärkung der Zusammenarbeit zwi-
schen den Verwaltungen und den Beamten besteht, und den Eindruck zu vermeiden, dass im
Rahmen des Programms Rechtsetzungsbefugnisse entstehen (Artikel 3 Absatz 1);

— da der Vorschlag eine Fortführung des derzeitigen Programms vorsieht, sollten die Ziele im Bereich
der indirekten Besteuerung dieselben sein (Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a));

— hinsichtlich der direkten Besteuerung sind die Ziele mit dem Geltungsbereich des Programms in
Einklang gebracht worden (Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b));

— neue Kommunikations- und Informationsaustauschsysteme dürften nur eingeführt werden, wenn
das Gemeinschaftsrecht dies erfordert (Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f));

— bei den multilateralen Prüfungen wäre der indirekten Besteuerung (MWSt. und/oder Verbrauch-
steuer) besondere Beachtung zu schenken, da sie Auswirkungen auf die Eigenmittel der Gemein-
schaft hat (Artikel 6);

— die Zahl der Teilnehmer am Beamtenaustausch kann aus praktischen Gründen beschränkt werden
und entsprechend der Abänderung betreffend die multilateralen Prüfungen kann der Austausch auf
im Bereich der indirekten Besteuerung tätige Beamte beschränkt werden (Artikel 8);

— der Finanzrahmen für die Durchführung des Programms während des Zeitraums vom 1. Januar
2003 bis zum 31. Dezember 2007 darf 44 Mio. EUR nicht überschreiten (Artikel 10);

— die Formulierung betreffend die Kosten ist mit dem derzeitigen Programm in Einklang gebracht
worden und es wurde eine neue Bestimmung eingefügt, um für eine effiziente und angemessene
jährliche Bewirtschaftung der Mittel des Programms zu sorgen (Artikel 11);

— es wäre klarzustellen, dass alle Gemeinschaftsvorschriften über die Finanz- und Haushaltskontrolle
gelten (Artikel 12);

— die Bestimmungen betreffend die Durchführung der Entscheidung und das Ausschussverfahren sind
im Einklang mit dem „Komitologie“-Beschluss (1) (1999/468/EG) angepasst worden (Artikel 13 und
14);

— die Bestimmungen betreffend die Programmbegleitung und -bewertung sind zusammengefasst wor-
den, und um über eine solide Informationsgrundlage zu verfügen, sind die Termine, zu denen die
Teilnehmerländer der Kommission Informationen zu übermitteln haben, leicht verschoben worden
(Artikel 15);

— die Entscheidung Nr. 888/98/EG wird nicht aufgehoben, damit die Verpflichtung für die Kommis-
sion bestehen bleibt, dem Europäischen Parlament und dem Rat spätestens zum 30. Juni 2003
einen Abschlussbericht über die Durchführung des laufenden Programms und seine Auswirkungen
zu unterbreiten.

IV. VOM EUROPÄISCHEN PARLAMENT VORGESCHLAGENE ABÄNDERUNGEN

Im Gemeinsamen Standpunkt des Rates sind drei der sieben vom Europäischen Parlament angenom-
menen Abänderungen, nämlich 1, 2 und 5, wörtlich oder sinngemäß übernommen worden. Hierzu
lässt sich insbesondere Folgendes anmerken:

— Die Abänderungen 1 und 2, wonach die Finanzierung des Programms über 2006 hinaus von der
Haushaltsbehörde zu bewilligen ist, sind im Lichte der Nummer 33 der Interinstitutionellen Ver-
einbarung vom 6. Mai 1999 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission
über die Haushaltsdisziplin und die Verbesserung des Haushaltsverfahrens (2) zu betrachten. Dies ist
bereits in Erwägungsgrund 10 und in Artikel 10 Satz 2 vorgesehen. Außerdem wird in Artikel 12
klargestellt, dass alle Gemeinschaftsvorschriften über die Finanz- und Haushaltskontrolle gelten.

DEC 228 E/40 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 25.9.2002

(1) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
(2) ABl. C 172 vom 18.6.1999, S. 1.



— Die Abänderung 5, wonach der Bericht auch dem Europäischen Parlament übermittelt wird, ist in
Artikel 15 Absatz 1 Satz 2 übernommen worden.

Die Abänderungen 3, 4, 6 und 7 hat der Rat abgelehnt.

— Die Abänderungen 3 und 4 gehen über den Geltungsbereich des Vorschlags hinaus.

— Abänderung 7: Einzelheiten bezüglich der Ziele der künftigen Entscheidung wurden nicht für not-
wendig erachtet, da diese über Artikel 3 Absatz 3 zu bestimmen wären.

— Abänderung 6: Bezüglich einer Verpflichtung der Kommission zu prüfen, wie sich am besten
Synergien zwischen ähnlichen Gemeinschaftsprogrammen entwickeln lassen, wurde die Ansicht
vertreten, dass dies die ordnungsgemäße Durchführung des Programms beeinträchtigen könnte
und dass der letzte Teil der vorgeschlagenen Abänderung dem Initiativrecht der Kommission
zuwiderläuft.
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